
Behördenbürokratie am Prange
Der Unmut der KMU die administrativen Belastungen im Umgang mit Behörden ist

Hat die Politik die Zeichen der Zeit erkannt? Man könnte es meinen.

VON FABRICE MÜLLER

Arbeitssicherheit im Betrieb ist sinnvofl. Doch
für Dieter Spiess, Schuhhändler in Gelterkinden
und Präsident des Schweizerischen Schuhhänd-

1er-Verbandes, gehen einige Vorschriften der
EKAS-Arbeitssicherheits-Richtlinien gerade im
Detailhandel zu weit. «Gewisse Branchen las-
sen sich nur schwer miteinander vergleichen.
So gelten im Bezug auf Arbeitssicherheit zum
Beispiel in einer Schreinerei andere Gegeben-
heiten als in einem Schuhgeschäft», sagt
Spiess. Mittlerweile hat man dies erkannt,
nachdem der Detailhandel mit viel Aufwand
diese zum Teil unsinnigen Vorschriften umset-
zen musste. «Warum führt man solche Rege-
lungen nicht erst dann ein, nachdem sie im Ge-
spräch mit Direktbetroffenen worden

sind?», fragt sich Spiess.

SONNTAGSARBEITSVERBOT ZUM NACHTEIL

DER ARBEITNEHMER

Manche Schutzmassnahmen für Arbeitneh-
mer wie zum Beispiel Arbeitsverbote an Sonn-
tagen können auch zum Nachteil der Ange-
stellten werden. Zum Beispiel dann, wenn
Firmen Aufträge aus Kapazitätsgründen nicht
annehmen oder gewisse Arbeiten etwa in Fa-
milienbetrieben nur von Familienangehörigen
selber ausgeführt werden, weil das Bewilli-
gungsverfahren für Sonntagseinsätze von Mit-
arbeitenden zu kompliziert ist. «Auf diese
Weise werden Arbeitsplätze gefährdet. Man-
che Auflagen verteuern sogar die Produkte»,
kritisiert Spiess.

«NICHT MEHR VERANTWORTBARE

REGELUNGSDICHTE»

Viele kleine und mittlere Unternehmen stehen
mit den Formularen von Behörden auf Kriegs-
fuss. Was beispielsweise zum Lohn gehört, wird
je nach Kanton unterschiedlich umschrieben, je
nach entsprechendem Gesetz. So deckt sich

der Lohnbegriff im Gesamtarbeitsvertrag nicht
mit dem Begriff «massgebender Lohn» nach
AHV-Recht, und dieser deckt sich nicht mit dem
UVG-Lohnbegriff. Letzterer ist wiederum an-
ders umschrieben als der steuerrechtliche. der
sich wiederum nicht mit dem arbeitsrechtlichen
deckt. Wie der Schweizerischen Gewerbever-
band (SGV) in seinem Konzept «Administrative
Entlastung der KMU» schreibt, stellen die ein-
zelnen Institutionen — ob private oder öffent-
liche — zum Teil völlig unterschiedliche Formu-

lare zu, welche regelmässig ein intensives und
somit zeitraubendes Studium verlangen.

Unübersichtlich geht es auch im Baunor-
mensalat zu und her. Durch Baugesetze, Ver-
ordnungen, Vorschriften und Normen ist auf al-
len staatlichen Ebenen eine unübersichtliche
und laut SGV «nicht mehr verantwortbare Re-
gelungsdichte» entstanden. «Die durch Ein-
sprachen verursachten Verzögerungen und
Mehrkosten in Milliardenhöhe müssen von In-
vestoren, Käufern und Mietern getragen wer-
den und reduzieren die volkswirtschaftliche
Wertschöpfung in beträchtlichem Ausmass»,
hält der SGV fest.

Ähnliche steht es um die Mehrwertsteuer,
wo eine unübersichtliche Regeldichte herrscht.
Bekanntlich ist das Departement von Bundesrat
Merz daran, die Mehrwertsteuer einer Total-
revision zu unterziehen. Ob schliesslich die
Interessen einzelner Branchenverbände eine

8052 Zürich                        
Auflage 10x jährlich 129'651

377009 / 377.9 / 151'425 mm2 / Farben: 3 Seite 36 11.05.2007

Argus Ref 27074530

Ausschnitt Seite 1 / 7



Vereinheitlichung der Mehrwertsteuer erneut
verhindern, wird sich zeigen.

5500 NEUE GESETZE PRO JAHR

Fest steht: Seit Jahren beklagen sich die KMU

ständig wachsende staatliche Regelun-

gen. Zwei Drittel aller administrativen Vor-
schriften sind gemäss SGV weniger als 20 Jahre
alt. Die Gesetzessammlung des Bundes wächst
seit 1990 um 30 Prozent und umfasst heute ge-
gen 55000 Seiten. Seit 1990 kommen jährlich
rund 5500 Seiten hinzu. Nicht zu vergessen die
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Fülle von Vorschriften und Auflagen kantonaler
und kommunaler Instanzen. <'Kleine Unterneh-
men leiden ganz besonders unter dem admini-
strativen Aufwand, weil ihnen das Personal und
die Spezialisten für diese Arbeiten fehlen», be-
tont Walter Weber, wissenschaftlicher Mitar-
beiter des KMU-lnstituts der Uni St. Gallen. Für
Peter Neuhaus, Mitglied der SGV-Geschäftslei-
tung, sind die Ursachen dieser Regulierungs-
dichte «Überbewertungen von Einzelfällen,

Perfektionismus und Rechts-
staatlichkeit sowie das Nichtausnützen von
Spielräumen und Nichtwahrnehmung von Ver-
antwortung>'. Letzten Sommer kritisierte Natio-
nalrat Eduard Engelberger, dass mit zusätz-
lichen Kontrollen «neues Ungemach und
zusätzlicher Aufwand für die Betriebe droht»,
unter anderem durch das neue Bundesgesetz
gegen die Schwarzarbeit, das am ersten Januar
dieses Jahres in Kraft getreten ist. Hinzu kommt
eine Unzahl von weiteren Kontrollen aufgrund
von eidgenössischen, kantonalen und kommu-
nalen Erlassen.

55 STUNDEN PRO MONAT

Die finanziellen Folgen admini-
strativer Belastung der Wirtschaft sind gross:
1986 betrug der durchschnittliche administra-
tive Aufwand für einen Betrieb rund 360 Stun-
den pro Jahr. Heute wird mit jährlich rund 650
Stunden gerechnet, was um die sieben Milliar-
den Franken oder zwei Prozent des Bruttoin-
landproduktes (BIP) an volkswirtschaftlichen
Kosten jedes Jahr zur Folge hat. Christoph A.
Müller hat am KMU-lnstitut der Uni St. Gallen
die administrativen Belastungen der KMU un-
tersucht. Dabei fand er heraus, dass KMU pro
Monat circa 55 Stunden für administrative Auf-
wendungen in den Umgang mit Behörden in-
vestieren. Zum Vergleich: deutsche und öster-
reichische Firmen wenden monatlich je etwa
120 Stunden auf.

VON DEN BEHÖRDEN NICHT ERNST
GENOMMEN

In der KMU-Umfrage «Wo drückt die KMU der
Schuh?» der Industrie- und Handelskammer
St. Gallen-Appenzell fühlten sich 57 Prozent
der befragten Betriebe von den Behörden nicht

ernst genommen. Besonders unzufrieden sind
der Handel und das Gastgewerbe. Auf die Fra-
ge, ob sie sich in ihrer unternehmerischen Frei-
heit vom Staat behindert fühlten, stimmten 58
Prozent der Firmen dieser Aussage zu. Die an-
fangs dieses Artikels angesprochene Umset-
zung der Arbeitssicherheitsrichtlinien wird von
einer grossen Mehrheit der Unternehmen als
zu aufwändig beurteilt. An der Spitze der
Unzufriedenheit steht das Baubewilligungsver-
fahren: 96 Prozent waren für eine Beschleuni-
gung dieser Verfahren. Studienverfasser Peter
Eisenhut zieht eine düstere Bilanz: «Die Resul-

tate dieser Umfrage zeigen eine besorgniserre-
gende Stimmung bei den Unternehmen. Zu-
sammenfassend kann festgehalten werden,
dass die Unternehmen eine Rückeroberung
und Ausdehnung ihrer unternehmerischen Frei-
heit wollen. Entsprechend prioritär ist deshalb
die Forderung nach Abbau von Geboten und
Verboten, gefolgt vom Wunsch nach Vereinfa-
chung administrativer Verfahren und kleinerer
steuerlicher Belastung.»

«Die Unternehmen wollen
eine Rückeroberung
und Ausdehnung ihrer
unternehmerischen
Freiheit.»

KMU-FÖRDERUNG ALS LEITMAXIME

Es scheint, als habe die Politik die Zeichen der
Zeit erkannt. Praktisch keine Partei kann es
sich leisten, auf eine KMU-freundliche Politik zu
verzichten. Die meisten Regierungen und Ver-
bände haben sich in letzter Zeit die Förderung
von KMU auf die Fahne geschrieben — auch
der Bund. Letztes Jahr führte das Departement
von Doris Leuthard eine Umfrage unter KMU
durch, an der 3000 Betriebe teilgenom-
men haben, wie Eric Scheidegger, Leiter der
Direktion für Standortförderung im Staatsse-
kretariat für Wirtschaft Seco, informiert. Auf
Ende 2006 erarbeitete das Eidgenössische
Volkswirtschaftsdepartement (EVD) ein umfas-
sendes Massnahmenprogramm, das für KMU
den Umgang mit Behörden erleichtern soll.
Das Massnahmenpaket wird nun vom Parla-
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ment behandelt Adminrstrationsaufwand fur KMU» in KM(J
Kürzlich schlug der Bundesrat dem Parla-

ment vor, 75 von insgesamt 500 Bewilligungs-
verfahrer aufzuheben oder zu vereinfachen. Zu
den Schwerpunkten der 100 Massnah-
men gehört auch die Totalrevision der Mehr-
wertsteuer. «Neben de, steuerlichen Entlastung
soll die Totairevision auch eine Vereinfachung
der Handhabung mit sich bringen. Wenn bisher
aufgrund der unübersichtlichen RegePungert
Fehler passierten, wurden Firmen zum Teil
mit folgenschweren Nachzahlungsforderungen
konfrontiert», erklärt Eric Scheidegger. Ein wei-
terer wichtiger Punkt im Massnahmenpaket
des Bundes ist zum Beispiel der Ausbau des
KMU-Forums, das Ende der 90er Jahre ein-
geführt wurde und eine Plattform sowie politi-
sches Sprachrohr für KMU ist — zum Beispiel mit
HUfe von Stellungnahmen ans Parlament. Mit
einem so genannten KMU-Tpst möchte das
Seco neue Gesetze auf ihre KMU-Freundlich-
keit hin bevor sie Im Parlament zur
Abstimmung kommen. Der Test wird in der
Praxis in Zusammenarbeit mit zwölf KMU
durchgeführt; die Resultate können danach im
KMU-Forum begutachtet werden. « Dieses In-
strument wird nach den sehr guten Erfahrun-
gen auf der Bundesebene nun auch in den
Kantonen Basellarid, St Gallen und Graubün-
den angewandt», so Eric Scheidegger.

E-GOVERMENT IM VORMARSCH

Im Bereich des E-Goverments liegt die Schweiz
im internationalen Vergleich laut Eric Scheideg-
9er im Mittelfeld Wie eine Studie der Berner
Fachhochschule und Unisys zu E-Goverment-

Angeboten zeigt, erledigen lediglich zwoll Pro-
zent der Bevölkerung ihre Kontakte mit den
Behörden auf eleklronischerri Weg Deutliche
Vorbehalte beslunden bezüglich der Sicherheit
und der Benutzerfreundlichkeit Der Bund
möchte im elektronischen Austausch zwischen
Behörden und Wirtschaft erhebliche Fortschrit-
te erzielen. Die Unternehmen müssen beispiels-
weise die Lohndaten der Mitarbeitenden we-
gen unterschiedlicher Anforderungen der
einzelnen Behörden wie etwa Steuerämter,
Ausgleichskassen und Unfallversicherer separat
aufbereiten und einreichen. Das Projekt «Lohn-
standard EH" (vlg auch Artikel «Kampl dem

Manager 04107). das von verschiedenen Behor-
den und Versicherungen bereits im Jahr 2003
realisiert wurde, will dieses zeit- und kosten-
intensive Vorgehen durch eine elektronische
Lösung ersetzen Neu sollen Lohndaten nur
noch einmal aulbereitet werden müssen und
mittels eines einzigen Mausklicks an alle emp-
fangenden Behörden versandt werden können
In Zukunft soll eine einheitliche ldentittsnum-
mer den Behördenverkehr erleichtern und die
bisher vier bis fünf Nummern für AHV-, Mehr-
wertsteuer- und Suva-Abrechnurigen werden
abgeschafft. «Wir haben den Auftrag vorn
Bundesrat, im Verlauf dieses Jahres eine Lösung
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für eine einheitliche ID-Nummer auszuarbei-
ten», erläutert Eric Scheidegger. Die Grund-
lagen dafür wurden mit der Gesetzgebung für
elektronische Signaturen im letzten Jahr gelegt.
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ADMINISTRATIVE ENTLASTUNG ALS

DAUENTHEMA
Für die meisten vom Bundesrat vorgeschlage-
nen Massnahmen ist keine Gesetzesänderung
erforderlich, sodass diese bereits 2007 in Kraft
treten werden. Das Parlament muss sich jedoch
zur Abschaffung von sechs Bewiltigungen äus-
sern, die in den Gesetzen zu Gewässerschutz,
Umweltschutz, Alkohol, im Gesetz zur Kon-
trolle des Handels mit Edelmetallen und im
Arbeitsgesetz enthalten sind. Vom kommenden
Jahr an werden dank einer
Direktive auch die Vorschriften zur Arbeitssi-
cherheit vereinfacht. Ausserdem ist ein EDV-
Server geplant, der das Auffinden aller offiziel-
len Formulare vereinfachen soll, Alle Mass-
nahmen zusammen sollen Einsparungen von

eine Milliarde Franken einbringen, wie
Peter Neuhaus vom SGV informiert. «Wir sind
mit der aktuellen Entwicklung auf einem guten
Weg. Man muss sich jedoch bewusst sein: Die
administrative Entlastung von KMU ist ein
Dauerthema und hat uns in den letzten Jahr-
zehnten immer wieder beschäftigt. In einem
Land wie der Schweiz mit einem filigranen
Staatswesen besteht noch grosses Verbesse-

rungspotential. Die Umsetzung hingegen stellt
stets eine grosse Herausforderung dar.» Walter

Weber von der Universität St. Gallen vergleicht
diese Herausforderung mit der Arbeit eines
Gärtners, der jeden Tag nach Unkraut Aus-
schau hält, Pflanzen sht und erntet. «Man
muss sich bewusst sein, dass die administrati-
ven Belastungen nicht geschaffen wurden, um
die Firmen zu plagen. Sie sind das konkrete
Resultat der Gesetzgebung, und diese ist
das Parlament vom Wähler so gewollt.»

FABRICE MÜLLER

Fabrice 'dier ist Iteischafferider
Journalist (joumalistenbuero.ch)
sowie Leiter der ledenschule

Nordwestschweiz (medFenkurse.d)
und wohnt in Stein AG.
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SPAREN MITWENIGERADMINISTRATIVEM AUFWAND

folgendelabellen zeigen die wichtigsten Massnahmen zur administrativen Entlastung, die in der Botschaft ,Ve.ein(a-

chung des unternehmerischen Alltags. des Bundesrates enthalten sind sowie eine Schätzung der Anzahl Asbetsstunden.
welche die Unternehmen dank diesen Massnahmen einsparen

VEREINFACHUNG DER HÄUFIGSTEN BEWELUGUNGEN

Die BewlIigungert, die 0000 Mal pro Jahr eneilt werden, werden in der, folgenden beiden Tabell.n präsentiert.

Die lerne Spalte zeigt auf. wekh Vereinfachungen erfolgen werden.

C1TESBewilligung für
Einfuhr Ausfuhr Durchfuhr,
Wiederausfuhr von Tieren,

n:e. und Erzeugnissen

Milch:

Kontinfientsubertragung

75000

-

23000

________
Milch: Bewilligung flur ein

Lusatzkontingent für
Produzenten ausserhalb

des Berggebetes

19000

Milch: Meldepflicht
für Milchverwerter

5000

Meldepflicht für

Zubereiwngen

Sonderbewilligungen für 9000 -10000

Ausnahmefahrzeuge und

Ausnahm etransporte

V ereiri Fai

realisien Ze

j.mkmuadmin_di
Vereinfachung im Gang /
elekli onische tatiform
ab 2006

Aufhebung in Gan/
Ai'2007

Aufhebung irr Gang]
AP 2007

Aufhebung-
N! 200/

Vereinfachung bereits realisiert

!!r" Anmeldestelle)
Ve re infachungsvor schlag

Bewilligungen AnzMilfiahr
im 2005

Genehmigung der 180000— '90000

hrtflagungen im

Handelsregister

Rechtsgrur,d lage Massnahmen

OR

A$chV

MXV

MKV

MW

ChemG0000

SVG

Lute,lung von 0000
Adressierungse 1 e me riten

Bewilligung für internatio- .9350 PBG / BW

nale Strassengüteriransporle

Massiver RÜckgang infolge
der Ab&ornmen CH—(U

Erteilung von funk onzesiuren 7000—10000 FMG

FMG/AEFV Keine
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VON DEN UNTERNEHMEN LINGESPARTE ARBEITSStUNDEN (SCHÄTZUNG)

Mzahl betroffener Unternehmen Eingespart. Stunden
pro Unternehmen

Elektronische Überiragung
der ohndaten

MWSt. Steueaahler

300000

Zur Zeit 40, potenziell

mehrere Hundert

tat,dien E]dge,1Öss,sches ,I EVO

ca. 300000

306000

ASA-Richtlirüe

— .Wegleftung* zurverekifachung
der Aufgaben für die KMU

— Reduktion der Dokumentation

ca. 200000 Unternehmen

ca '50000 Unternehmen

ca. 5 Std. ro Mor at

CaS Std pro Jahr

ca. '»Tag po Jahr

Sdiwei,erisches Flandelsamtsblatt (SHAB) 40000-60000 nformatons-

miline anfragen pro tag

8 Minuten pro Anfrage -
ForrnularseNer

—
30O ca. 0,5 Std. pro Monat

Bewitligungen
— aufgehoben in dieser Botschaft 1500— 2000

—Total aufgehobene oder mindestens 100000

vereinfdchte Bewilligungen

ca. 112 Tag o aufgehobene

Bewilligung
2 bis 4 Std. pro aufehc*ene
oder vereinlachte Sewrlliqung

KMU-P1al

Beglaubigung von Ursprunqszeuqnissen

potenziell 0,5 Sid.pro Monat

e nafh Firrnengrosse

05-4 Std. pro Tag
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